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ANTRAG 
 
der Landesregierung 
 
 
Einwilligung des Landtages zu den Anträgen auf Änderungen des Wirtschafts-
planes des Sondervermögens „MV-Schutzfonds“ 
 

 

 

 

 

 

 

Der Landtag möge beschließen: 

 

1. Der Landtag willigt gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes über die Errichtung eines Sonder-

vermögens „MV-Schutzfonds“ in Verbindung mit Ziffer 7 der Bewirtschaftungsgrundsätze 

zum Wirtschaftsplan Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ in die Änderung des Wirtschafts-

planes zur Finanzierung der Verwaltungskostenerstattung für das Landesförderinstitut 

Mecklenburg-Vorpommern (LFI M-V) im Zusammenhang mit der Umsetzung von 

Maßnahmen des MV-Schutzfonds ein. 

Zu diesem Zweck wird eine Umschichtung in Höhe von insgesamt 10,02 Millionen Euro, 

davon 8,0 Millionen Euro aus dem Maßnahmenbereich „II A2 Veranstaltungswirtschaft“ 

und 2,02 Millionen Euro aus dem Maßnahmenbereich „II A7 Brückenfinanzierung 

Überbrückungshilfe III“, in den Maßnahmenbereich „I A1 Ergänzende Soforthilfen für 

Unternehmen“ vorgenommen. 

 

2. Der Landtag willigt gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes über die Errichtung eines Sonder-

vermögens „MV-Schutzfonds“ in Verbindung mit Ziffer 7 der Bewirtschaftungsgrundsätze 

zum Wirtschaftsplan Sondervermögen „MV-Schutzfonds“ in die Änderung des Wirtschafts-

planes zur Finanzierung der Ausgaben für die gesetzlichen Entschädigungsleistungen nach 

§ 56 Absatz 1 und Absatz 1a des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektions-

krankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) ein. 

Zu diesem Zweck wird eine Umschichtung in Höhe von insgesamt 10 006,1 TEUR aus dem 

Bestand des MV-Schutzfonds (gespeist durch Einnahmen, die zurzeit noch nicht in 

Ausgabeermächtigungen umgesetzt sind) in den Maßnahmenbereich „I B1 Lohnfortzahlung 

nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG)“ vorgenommen. 
 

 

 

 
Manuela Schwesig 

Ministerpräsidentin  
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Begründung: 
 

Änderungen des Wirtschaftsplanes des Sondervermögens „MV-Schutzfonds“ bedürfen seit 

dem 8. Juli 2022 gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes über die Errichtung eines Sondervermögens 

„MV-Schutzfonds“ der Einwilligung des Landtages. 

 

 
Zu Ziffer 1 

 

Um Schäden für die Wirtschaft und für wichtige gesellschaftliche Bereiche abzuwenden, sind 

im MV-Schutzfonds, Teil A – Wirtschaft, konkrete Einzelmaßnahmen vorgesehen. Für deren 

Umsetzung wurde fachkundiges Personal sowohl innerhalb der Landesverwaltung als auch in 

den durch sie beauftragten Dienstleistern eingesetzt. Für Aufgabenübertragungen anfallende 

Kosten sind zu erstatten. 

Das LFI M-V hat mit seiner Wirtschaftsplanung für 2024 und 2025 sowohl die mit originären 

Aufgaben des LFI M-V verbundenen Kosten als auch die im Zusammenhang mit den 

Sonderaufgaben Corona dargestellt. Während die planmäßigen Aufgaben durch entsprechende 

Veranschlagungen im Landeshaushalt abzudecken sind, sollen weiterhin Aufgaben, die 

zusätzlich im Zusammenhang mit der Bewältigung der Auswirkungen der Pandemie übertragen 

worden sind, zulasten der im MV-Schutzfonds veranschlagten Mittel ausgeglichen werden. 

Nach der erfolgreichen Inanspruchnahme des LFI M-V zur Umsetzung des Bundesprogramms 

„Soforthilfe Corona“, mit dem in circa drei Monaten etwa 38 000 Anträge zu bewältigen waren, 

wurde das Förderinstitut im Laufe der Zeit mit zahlreichen weiteren Hilfsprogrammen des 

Bundes oder des Landes Mecklenburg-Vorpommern beauftragt. Dabei beinhaltet die jeweilige 

Programmumsetzung vorrangig die Antragsprüfung, die Bewilligung und die Auszahlung, 

schließt aber ebenso die Bearbeitung von Schlussabrechnungen sowie die Durchführung von 

Prüfungen zu bereits genehmigten und ausgezahlten Anträgen ein. Die Zeit, in welcher ein 

Programm folglich umzusetzen ist, reicht daher weit über die eigentliche Laufzeit des 

Programmes hinaus.  

 

Bis zum jetzigen Zeitpunkt wurden dem LFI im Auftrag des Ministeriums für Wirtschaft, 

Infrastruktur, Tourismus und Arbeit insbesondere folgende Programme für die Wirtschaft zur 

Bearbeitung übergeben: 

 

- Corona-Soforthilfeprogramm für Kleinunternehmen und Soloselbstständige (Bundes-

programm), 

- Ergänzende Soforthilfen für Unternehmen (Landesprogramm), 

- Überbrückungshilfen I, II, III und III plus (Bundesprogramm), 

- Ergänzende Überbrückungshilfen I, II, III und III plus (Landesprogramm), 

- Neustarthilfe (Bundesprogramm), 

- Novemberhilfe (Bundesprogramm), 

- Dezemberhilfe (Bundesprogramm), 

- Förderprogramm zur Ausbildungsfortsetzung (Landesprogramm), 

- Programme für die Veranstaltungswirtschaft (Landesprogramm), 

- Marktpräsenzprämie (Landesprogramm), 

- Starthilfe Beherbergung/Gastronomie (Landesprogramm), 

- Sonderprogramme der GRW I bis III (Modernisierung für Beherbergungsbetriebe, Moder-

nisierung für touristische Speisegaststätten, Investitionen im verarbeitenden Gewerbe), 

- Härtefallfonds (Programm von Bund und Land). 
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Für die Finanzierung der Leistungen zur Umsetzung der Programme ist in mehreren Etappen 

innerhalb des MV-Schutzfonds Vorsorge bis einschließlich 2023 getroffen worden. Mit den 

gegenwärtigen Wirtschaftsplanungen sind weitere voraussichtliche Kosten für die Jahre 2024 

und 2025 im Volumen von 10,02 Millionen Euro angezeigt. 

Bei der Umsetzung der Fördermaßnahmen, welche den Auswirkungen der Pandemie entgegen-

wirken sollen, ist das Land auf fachkompetente Dienstleister angewiesen. Die Aufgaben-

übertragung an das LFI M-V aktuell infrage zu stellen, würde die effiziente Abarbeitung der 

durch das Land bzw. den Bund definierten Fördertatbestände gefährden und könnte zudem zu 

erheblichen Regressansprüchen vonseiten des Bundes führen. 

Die Zustimmung der Lenkungsgruppe des „MV-Schutzfonds“ zu dem Antrag wurde am 

22. Mai 2023 erteilt. Insofern bedarf es nunmehr noch der Vorlage des Antrages zur Beschluss-

fassung im Landtag. Der entsprechende Antrag, aus dem sich weitergehende Ausführungen 

zum Sachverhalt ergeben, ist als Anlage 1 beigefügt. Unter Berücksichtigung der Änderungen 

ergibt sich der als Anlage 3 beigefügte Wirtschaftsplan des Sondervermögens „MV-Schutz-

fonds“. 

 

 
Zu Ziffer 2 

 

Mit Stand vom 30. April 2023 wurden seit Beginn der Corona-Pandemie insgesamt 

83 523 Entschädigungsanträge nach § 56 Absatz 1 und Absatz 1a des Infektionsschutzgesetzes 

(IfSG) beim Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern 

(LAGuS M-V) als zuständige Behörde gestellt. Von diesen Anträgen wurden bis zum oben 

genannten Zeitpunkt 61 791 Anträge bearbeitet. 21 732 Anträge sind noch zu bearbeiten. Auf 

der Basis der bisherigen Erfahrungen ist auch weiterhin mit dem Eingang von Entschädigungs-

anträgen nach § 56 IfSG zu rechnen. Es werden vom LAGuS M-V bis Jahresende 2023 weitere 

ca. 15 200 Entschädigungsanträge erwartet. 

Bei den Anträgen nach § 56 Absatz 1 IfSG handelt es sich um Anträge auf Entschädigung bei 

Verdienstausfall aufgrund einer Quarantäneanordnung oder eines persönlichen amtlichen 

Tätigkeitsverbotes nach § 56 Absatz 1 IfSG (sogenannte Quarantäne-Entschädigung). Da der 

Arbeitgeber den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern für die zuständige Behörde 

(LAGuS M-V) die Entschädigung für längstens sechs Wochen auszuzahlen hat (hundert-

prozentige Lohnfortzahlung), hat dieser nach § 56 Absatz 5 IfSG einen Erstattungsanspruch 

gegenüber der zuständigen Behörde. Auch Selbstständige haben Entschädigungsansprüche und 

können entsprechende Anträge stellen. 

Einen weiteren Anspruch auf Entschädigung haben nach § 56 Absatz 1a IfSG Eltern, die 

aufgrund der Schließung bzw. der Untersagung des Betretens von Einrichtungen zur Betreuung 

von Kindern, Schulen sowie Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen einen Verdienst-

ausfall erleiden. Diese sogenannte Eltern-Entschädigung, die bei Vorliegen der weiteren 

gesetzlich geregelten Voraussetzungen gewährt wird, beträgt 67 Prozent des entstandenen 

Verdienstausfalls. Für einen vollen Monat beläuft sich dieser Betrag jedoch auf höchstens 

2 016,00 Euro. Die Eltern-Entschädigung hat der Arbeitgeber Erziehungsberechtigten unab-

hängig von der Anzahl der Kinder für längstens zehn Wochen pro Jahr und für Alleinerziehende 

20 Wochen pro Jahr auszuzahlen. Auch dafür hat er gegenüber der zuständigen Behörde, dem 

LAGuS M-V, einen Erstattungsanspruch, den er innerhalb von zwei Jahren geltend machen 

kann. 
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Die Zustimmung der Lenkungsgruppe des „MV-Schutzfonds“ zu dem Antrag wurde am 

2. Juni 2023 erteilt. Insofern bedarf es nunmehr noch der Vorlage des Antrages zur Beschluss-

fassung im Landtag. Der entsprechende Antrag, aus dem sich weitergehende Ausführungen 

zum Sachverhalt ergeben, ist als Anlage 2 beigefügt. Unter Berücksichtigung der Änderungen 

ergibt sich der als Anlage 3 beigefügte Wirtschaftsplan des Sondervermögens „MV-Schutz-

fonds“. 
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Anlage 1 
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Anlage 2 (Stand: 19. Dezember 2022) 

Schwerin: 22. Mai 2023 

 

 
 

  



Drucksache 8/2320 Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 8. Wahlperiode 

  

 10 

 

 
  



Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 8. Wahlperiode Drucksache 8/2320 

  

 11 

 

 
  



Drucksache 8/2320 Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 8. Wahlperiode 

  

 12 

 
Anlage 3 
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